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Achtung! Wichtige Veranstaltung!

Am Montag, dem 11. März 1963 um 19 Uhr

spricht Innensenator HEINRICH ALBERTZ zu dem Thema:

„Die innere Sicherheit Berlins66

in Kliems Festsälen, Berlin-Neukölln, Hasenheide 14

Teilnahme-Verpflichtung iiir alle der Freiwilligen-Polizei-Reserve 
angehörenden F.B.-Kameraden.

Teilnahmeberechtigt ferner alle Freiheitsbundsdelegierten, die FB- 

Funktionäre, sowie alle aktiven Kameraden. Passive Mitglieder sind 

als Gäste herzlich willkommen.

Am Eingang Mitgliedsbuch-Kontrolle



Das Gesetz, unter dem sie angetreten sind
OS. •—• „Bei der Lösung jedes gesell­

schaftlichen Problems", so bemerkt 
LENIN an mehreren Stellen seines Ge­
samtwerkes,. „gibt es eine absolute For­
derung der marxistischen Theorie: näm­
lich es in seinen spezifischen historischen 
Zusammenhang zu stellen und dann, wenn 
das Problem ein bestimmtes Land be­
trifft, die konkreten besonderen Züge zu 
berücksichtigen, die dieses Land im Rah­
men der gleichen historischen Periode 
von anderen' unterscheidet". Fügen wir 
hinzu, daß dieser Gedanke nicht spezifisch 
marxistisch ist, sondern durchaus als all­
gemein gültiges Postulat betrachtet wer­
den kann.

Wenn man unter diesem Aspekt den 
VI. SED-Parteitag betrachtet, ist er ge­
richtet. Denn es war ein Parteitag knecht­
seliger Anpassung, mit dem ULBRICHT 
seine SED auf die Positionen des XXII. 
Parteitages der KPdSU und des dort be­
schlossenen Programmes überführte. Das 
„gesellschaftliche Problem“ — um mit 
LENIN zu sprechen — bestand nicht darin, 
einen wie immer gearteten sozialistischen 
Aufbau Deutschlands voll zu entfalten, 
sondern darin, die Sowjetordnung weiter­
hin gewaltsam auf Deutschland zu über­
tragen und dabei die neuesten Wendun­
gen der Sowjetpolitik getreulich nachzu­
zeichnen. Der „spezifisch historische Zu­
sammenhang" ist immer nur der sowje­
tische oder ■— besser — russische.

Genau so, wie die „Diskussionsredner" 
bei den früheren Parteitagen zu Lebzeiten 
STALINS dem SED-Chef zu bescheinigen 
hatten, daß er der beste Schüler des 
„größten Genies der Menschheit" sei, 
mußten sie ihm diesmal bestätigen, daß 
er schon immer den Personenkult be­
kämpft und die Linie vertreten habe, die 
seit dem XX. Parteitag in der UdSSR Gül­
tigkeit besitzt. Die Moskauer General­
linie — sie war und ist der Maßstab aller 
Dinge.

Genau hier aber liegt die Wurzel allen 
Übels, das das Regime des Walter UL­
BRICHT über Mitteldeutschland und den 
Frieden der Welt gebracht hat. Weil er 

von vornherein den Auftrag hatte, 
Deutschland zu sowjetisieren und Ge­
setze, die in der Union Gültigkeit besitzen 
mögen, mit Gewalt auf unser Land zu 
übertragen, mußte er die permanente 
Krise auslösen. Die russische Kolchose 
paßt auf Deutschland wie der Reitsattel 
auf eine Kuh. Das sowjetische Wirtschafts­
und Leitungssystem, zugeschnitten auf 
eine Gesellschaft, die aus dem Analpha­
betismus des zaristischen Feudalismus 
den Anschluß an unsere Zeit finden sollte, 
kann für Deutschland nur ein Anachro­
nismus bleiben.

STALIN hatte für diese Zusammen­
hänge nie ein Gespür. Im Gegensatz zu 
LENIN, der in gesellschaftlichen Prozessen 
dachte, kannte er nur das Mittel plumper 
Gewalt, die sich in Divisionen, Polizisten 
und Kommissaren ausdrückt. ULBRICHT, 
der von STALIN geformt wurde, hat diese 
Denkweise in seiner provinziellen Art 
noch auf eine tiefere Stufe transponiert. 
Das Trümmerfeld, das die Zone heute in 
wirtschaftlicher wie politischer Hinsicht 
für ihn ist, gibt dem Gesetz Ausdruck, 
unter dem die SED vor 17 Jahren antrat: 
dem Gesetz, ein bloßes Machtmittel eines 
fremden Staates, fremder „spezifisch 
historischer Zusammenhänge" zu sein.

Nikita CHRUSCHTSCHOW, der in 
mancher Hinsicht das STALIN'sche Erbe 
überwunden und den Weg zurück zur 
tieferen Denkweise LENINs gefunden hat, 
blieb in der Frage Deutschlands, des deut­
schen Weges, bei den primitiv machtpoU^ 
tischen Positionen der Plattform STALIJ^^ 
von 1945/46. Wahrscheinlich fiel ihm nicht 
einmal auf, daß er mit dieser Haltung, 
die das SED-Regime doch stützen soll, in 
Wirklichkeit das Gegenteil erreichen wird: 
die SED wird in immer größeren Wider­
spruch zu den Deutschen, den historischen 
Entwicklungsgesetzen des Landes und 
Volkes gestellt. Eine Katastrophe dieser 
Politik wird immer unvermeidlicher.

Eben dies aber ist das Resultat des 
VI. Parteitages, der unter dem Gesetz 
stand, unter dem nach dem Willen
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STALINs die SED angetreten ist. Eine 
Chance der Korrektur, vielleicht war es 
die letzte, ist vertan. Die verstärkte In­
tegration, die als Rezept des Parteitages 
verschrieben wurde, war genau die 
falsche Therapie. Integration für Staaten 
und Völker, deren historische Substanz, 
gesellschaftliche Wirklichkeit und Ent­

wicklungsgesetze gleichlaufen, bringt 
sicherlich größere Kraft, größere Energien 
und den Aufstieg zu höheren Stufen. Aber 
der Gleichklang ist die Voraussetzung, 
die hier fehlt. Deshalb können künftige 
Ergebnisse nicht besser sein als die ver­
gangenen: es bleibt bei der Krise des 
Kommunismus in Deutschland.

Chruschtschow und der Bürgerkrieg
OS. — Daß er in der deutschen Frage in 

einem völlig sterilen Analogiedenken be­
fangen ist, hat Nikita CHRUSCHTSCHOW 
drei seinem Aufenthalt in der Zone wie- 
ferholt bestätigt. Bereits im September 
vergangenen Jahres hatte er im Gespräch 
mit einem westlichen Politiker das 
Deutschland unserer Zeit mit dem Ruß­
land des Bürgerkrieges (1918/1921) ver­
glichen, wo „Russen gegen Russen um das 
beste System" gekämpft hätten. Diese 
These hat er inzwischen ausgebaut.

Bei einem Besuch der Grenztruppen, die 
an der Berliner Schandmauer wachen, 
griff er das Thema zum ersten Male auf. 
„Hier stehen Deutsche gegen Deutsche", 
sagte er, um dann von der russischen Re­
volution zu sprechen. Er plädierte für 
Härte, weil es wie damals in Rußland sei, 
wo „werktätige Menschen gegen Men­
schen, die die Ordnung der Kapitalisten 
und Gutsbesitzer aufrechterhalten woll­
ten", im Kampfe standen. Noch schärfer 
arbeitete er diese angebliche Analogie 
bei seinem Besuch in Eisenhüttenstadt 
heraus. Hier ging er davon aus, daß die 
Mauer Familien auseinanderrisse. Dies 

fei im Bürgerkrieg seines Landes nicht 
Widers gewesen. Es gehe aber bei der 
Auseinandersetzung nicht so sehr nach 
Familienzugehörigkeit, sondern nach der 
ideologischen Zugehörigkeit und der poli­
tischen Anschauung. Glieder ein und der­
selben Familie hätten in Rußland aufein­
ander geschossen, von Freunden ganz zu 
schweigen.

Man könnte über diese Reminiszensen 
hinweggehen, wenn es sich um bloße Ge­
fühlsäußerungen des Kremlchefs handelte. 
Aber es steckt mehr dahinter. Einmal ist 
es das Problem, daß durch das primitive 

Analogiedenken das deutsche Problem 
überhaupt nicht erfaßbar wird; zum an­
deren aber liegen in dem Bürgerkriegs­
denken große Gefahren. Denn aus diesem 
Bürgerkriegsdenken resultiert nicht zu­
letzt das Festhalten, ja, die verstärkte 
Herausstellung der Konföderationslösung, 
die in diesem Sinne als die Wiederher­
stellung der „Doppelherrschaft" betrachtet 
wird, durch die LENINs Oktoberputsch 
erst ermöglicht wurde.

Man kann die Dinge drehen und wen­
den, wie immer man will: die Kommuni­
sten enthüllen mit solchen Analogien ein 
Fernziel, das auf abenteuerlichen Ent­
scheidungen beruht. Man braucht nicht 
eigens zu erwähnen, daß die bloße Vor­
stellung solcher „Lösungen" bereits eine 
Gefährdung des Friedens ist, schlimmer 
noch, als das in Cuba der Fall war. Mag 
auf dem Frontabschnitt Separatvertrag 
und Berlinlösung eine Atempause sichtbar 
sein, die Auseinandersetzung in Deutsch­
land mit dem Kommunismus wird heftiger 
und schärfer werden.

Es verstorben die Kameraden
Willy Grossmann 

geb. 26. 4.1888, verstorben 9.1.1963 
Mitglied seit 1. 7. 1956 
vordem Reichsbanner
Franz Tobsing 

geb. 22.7.1899, verstorben 11.1.1963 
Mitglied seit 1. 5. 1955 
vordem Reichsbanner

Bezirk Neukölln
Wir werden ihnen stets 

ein ehrendes Andenken bewahren.
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Der VVN-Prozeß - 
Schulbeispiel kommunistischer Verlogenheit
OS. — Den laufenden Prozeß gegen die 

VVN versuchen die Kommunisten auszu­
nutzen', um vom Kern der Dinge abzulen­
ken und die Diskussion auf ein Gebiet 
hinzuleiten, das mit dem eigentlichen 
Sachverhalt kaum noch etwas zu tun hat. 
Deshalb scheint es nötig, auf einige Um­
stände hinzuweisen:

Die SED — und damit fängt es an, hat 
kein Recht, sich als Fürsprecher des 
Widerstandes auszugeben. Immerhin ver­
schwand die VVN als eine mehr oder 
minder eigenständige Organisation in der 
Zone bereits 1953 von der Bildfläche. 
Stattdessen setzte die SED ein Komitee 
ihrer Apparatleute ein, das vortäuschen 
soll, als hätten die ehemaligen Wider­
standskämpfer noch eine Repräsentanz. 
Der Vorsitzende der ehemaligen VVN der 
Zone, Carl RADDATZ, sitzt seit einiger 
Zeit als Widerstandskämpfer nunmehr 
gegen die SED im Zuchthaus.

Diese Entwicklung hatte ihre Ursachen. 
Bereits 1945 wurde offensichtlich, daß die 
in der Moskauer Emigration auf sowjeti­
schen Befehlsempfang gedrillten An­
gehörigen der „Gruppe ULBRICHT" den 
Widerstandskämpfern der deutschen 
Illegalität, selbst Wenn sie aus den Reihen 
der KPD kamen, weniger trauten als 
selbst den ehemaligen Nazis. Der Kampf 
ULBRICHTs gegen die SED-Opposition 
stand stets im Zeichen der Widersprüche, 
die sich aus dem stupiden Befehlsempfang 
auf der einen und dem im illegalen Kampf 
gewonnenen Selbstbewußtsein auf der an­
deren Seite ergaben. Die prominentesten 
Opfer ULBRICHTs — zuletzt Carl SCHIR- 
DEWAN — waren Widerstandskämpfer 
gegen HITLER, die aus ihrer Entwicklung 
und ihren Erfahrungen heraus schlecht 
geeignet waren für stalinistische Prak­
tiken. „Illegale" aus der Nazizeit konnten 
sich nur dann halten, wenn sie unter Ver­
leugnung ihrer Vergangenheit eben das 

glorifizierten, was sie in jenen 12 Jahren 
bekämpft hatten.

Die 1953 übriggebliebene Rest-VVN im 
Bundesgebiet war schon damals stark 
kommunistisch unterwandert. Die Infiltra­
tionszentrale in Ostberlin versuchte in 
steigendem Maße, sie völlig in eine ope­
rative Basis ihrer Zersetzungsarbeit zu 
machen, die ihren Namen lediglich noch 
als Tarnung benutzte. Gewiß gab es in 
der VVN noch ein paar „reine Toren", 
die damit nichts zu tun haben wollten, 
Mehrheit der Mitglieder aber hat läng® 
Konsequenzen gezogen: sie ging in demo­
kratische Widerstandsorganisationen über. 
Dieser Prozeß vollendete sich, als die 
VVN-Leitung der Verschleppung des 
prominenten KZ-Häftlings Heinz BRANDT 
in die Zone und seiner erneuten Verurtei­
lung zu einer langen Zuchthausstrafe ihr 
stillschweigendes Placet gab.

Es geht bei dem Prozeß also nicht um 
den Widerstand gegen HITLER, der in der 
Bundesrepublik anerkannt ist und in de­
mokratischen Organisationen der Wider­
standskämpfer seine Repräsentation fin­
det. Es geht allein um die Klärung der 
Frage, ob die VVN noch als eine Wider­
standsorganisation der NS-Verfolgten an­
zusprechen ist, oder aber ob sie zu einer 
von den Kommunisten dirigierten illega­
len Agentur der SED wurde. Ist sie das, 
woran wir nicht zweifeln, hat sie ihre 
Existenzberechtigung verloren. Das Ge­
schrei aus Pankow bestärkt nur diesat 
Eindruck, denn an den WiderstandskäriH 
fern ist der SED — siehe die VVN-Aus- 
schaltung in der Zone 1953 ■—■ nichts ge­
legen. Weil es bei dem Berliner Prozeß 
jedoch um eine rechtsstaatliche Beurtei­
lung und Klärung der Tatbestände geht, 
sollte man bei der Durchführung des Ver­
fahrens alles vermeiden, was geeignet 
wäre, der kommunistischen Agitation von 
einer „Rache ehemaliger Nazis an ihren 
Opfern" Nahrung zu geben.
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